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Leistungen aber sind kohtrollierbar! 
Ist es überheblich wenn man darauf hinweist was gearbeitet wurde? — Die Vaterländische Union macht es sich gelegentlich etwas zu leichtl 

Im derzeitigen Wahlkampf wird der Fort­
schrittlichen Bürgerpartei oft und gerne Ueber-
heblichkeit, Selbstüberschätzung und sogar Ar­
roganz vorgeworfen. Der politische Gegner kri­
tisiert vor allem die Tatsache, dass die Leistun­
gen der vergangenen Jahre aufgezeigt und als 
Argument angeführt werden. 
• Hier stellt sich aber sogleich die Frage, ob 
es nicht Leistungen braucht, wenn man das Ver­
trauen des Wählers gewinnen will. Es stellt 
sich auch die Frage, ob man nicht mehr sagen 
darf, was man geleistet und gearbeitet hat? 

Dia Vaterländische Union spricht von Erstar­
rung. Sie begründet den Wunsch nach Ablö­
sung mit dem Begriff Demokratie, sie wirft der 
FBP hoffnungslose Rückständigkeit vor, die sie 
von der Tatsache ableitet, dass die FBP seit 
vier Jahrzehnten in der Mehrheit sei. 
• Könnte man nicht das gleiche umgekehrt 
tun? Könnte man der VU nicht gleichermassen 
Erstarrung und hoffnungslose Rückständigkeit 
vorwerfen und diese Vorwürfe von der Tat­
sache ableiten, dass die Vaterländische Union 
schon seit vier Jahrzehnten in der Minderheit 
sei? Die Vaterländische Union wirft der FBP 
vor, sie sei verkalkt, ihre vierzigjährige Mehr­
heit sei nur möglich, weil sie entweder über 
schlafende Mitglieder oder zuviel Geld ver­
füge. Könnte man der Union nicht umgekehrt 
das gleiche vorwerfen: Ihre Mitglieder würden 
schlafen und hätten zuviel Geld. Nur so sei eine 
vierzigjährige Minderheit und damit eine offen­
sichtliche Verkalkung möglich? 

Im Gegensatz zu solchen Vorwürfen und 
Schlagworten, die keiner näheren Analyse 
standhalten, muss man Leistungen belegen kön­
nen, sind Leistungen eben kontrollierbar. Ge­
leistete Arbeit und realisierbare Konzepte sind 
das einzige, was der Stimmbürger wirklich 
überprüfen und als Grundlage für eine objek­
tive Entscheidung anwenden kann. 
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Im Gegensatz zu polemischen Schlagworten, 

ohne die man offenbar in keinem demokrati­
schen Wahlkampf auskommt, sind Leistungen 
der Vergangenheit und Arbeitsprogramme für 
die Zukunft kontrollierbar. Man machte es sich 
in Kreisen der Vaterländischen Union deshalb 
ein bisschen zu leicht, wenn man den Leistungs­
nachweis als Ueberheblichkeit abtut und selbst 
nichts anderes als einen neuen Stil anbietet, 
von dem man selbst noch nicht genau weiss 
wie er aussieht (Seite 1). 

* 
An erster Stelle des FBP-Arbeitsprogrammes 

steht zum Thema Bildung die Durchführung des 
derzeitigen Bildungskonzeptes. Ausserdem hat 
man sich neue Aufgaben im Bereich der beruf­
lichen Weiterbildung, der Erwachsenenbildung 
und des Stipendienwesens gestellt. Wir ver­
weisen auf unseren heutigen Beitrag (Seite 1). 

* 
Der derzeitige Wahlkampf in Liechtenstein 

bleibt auch in der Auslandspresse nicht ohne 
Echo. Wir verweisen auf Seite 2 und 3. 

• Mehr als 150 Gesetze und Verordnungen 
sind kontrollierbare Leistungen. Breitgestreuter 
Wohlstand, breitgestreutes Eigentum, moderne 
Sozialgesetze, moderne Bildungskonzepte usw. 
sind Masstäbe für die Arbeit einer Partei. Ist es 
denn überheblich, wenn man darauf hinweist, 
was getan wurde? 

Niemand in der FBP nahm je für sich in An­
spruch alles richtig getan zu haben. Niemand 
hat je behauptet, es könnte bei uns nichts mehr 
verbessert werden. Man ist sich sehr wohl im 
•klaren darüber, dass es ständig neue Postulate 
geben wird, die uns wieder vor neue Aufgaben 
stellen werden. 

Schlagworte sind es nicht 
• Man wirft der FBP im Union-Organ vor, die 
Mehrheit habe nicht das Privileg der richtigen 
Lösung. Man spricht von Abstimmungsmaschi­
nerie und Unterdrückung. Kann man von Unter' 
drttckung und Abstimmungsmaschinerie spre«, 
chen, wenn von 14 000 Regierungsgeschäften 
nur deren 66 (kaum ein halbes Prozent) mit 
einer parteipolitisch akzentuierten Mehrheit 
von 3:2 Stimmen zustande kamen? Von den ver­
bleibenden 66 Beschlüssen entfallen ein Gross­
teil auf Probleme des Finanzausgleiches, der 
Alkoholsteuer, auf Konzessionsfragen, auf Ent­
eignungsanträge und ähnliches mehr. Teilweise 
also Sachgeschäfte, die letztlich ohnehin vom 
Landtag bzw. vom Volk entschieden wurden. 
Trotzdem kann man mit Recht bestreiten, dass 
hier die sogenannte Minderheit die bessere 
bzw. die richtige Lösung hatte, einfach weil sie 
die Minderheit ist. 

Polemiken sind in den wahlpolitischen Aus^ 
einandersetzungen jeder Demokratie an der 
Tagesordnung. Der Stimmbürger überschätzt 
die propagandistischen Anstrengungen, der Par­
teien vor jeweiligen Urnengängen sicher schon 
längst nicht mehr. Trotzdem scheinen sie eine 
Notwendigkeit, um die man nicht herumkommt. 

Polemik schafft Wahlstimmung. Sie wird vom 
Bürger mitunter gerne verfolgt. Wieweit sie je­
doch seine politische Entscheidung beeinflusst 
bleibt eine offene Frage. Letztlich dürfte es den 
Stimmbürger mehr interessieren, was eine Par­
tei bzw. deren Mandatare geleistet haben und 

mit welchem Konzept sie diie weitere Zukunft 
des Staates an verantwortlicher Stelle gestalten 
wollen. 

In einer Reihe von Voten des Regierungs­
chefs heisst es immer wieder, dass unser heu­
tiger Erfolg hur Dank der Mitarbeit aller guten 
Kräfte des Landes überhaupt erst möglich ge­
worden sei. Die Mitarbeit des Koalitionspart­
ners wird überall dort hervorgehoben, wo sie 
wirklich vorhanden war. 

In einer Artikelserie über die Entwicklung 
Liechtensteins seit 1945, die in den letzten zwei 
Monaten des Jahres 1969 erschien, wurde das 
Erreichte in sachlicher, unpolemischer Form 
noch einmal zusammengefasst. Die Artikelreihe 
beschäftigte sich mit den wichtigsten Ergebnis­
sen der politischen Arbeit im Laufe der letzten 
zweieinhalb Jahrzehnte. Das «Liechtensteiner 
Vaterland» tat  das Ganze als «blaue Wunder» 
fibi weil die Beiträge mit blauen Ueberschriften 
eingeleitet wurden. Uns schien diese Reaktion 
zumindest ein bisschen dürftig und ohne Aus­
sage. 
• Am 8. Januar erhielten die Stimmbürger 
dieses Landes das Grundsatzprogramm der FBP. 
Am 9. Januar wurde es von der FBP-Delegier-
tenversammlung genehmigt. Seit dem 13. Januar 
wird das Grundsatzprogramm in unserer Zei­
tung detailliert dargelegt. Jeder Bürger kann 
sich anhand der Beiträge Uber die wichtigsten 
Programmpunkte informieren. Leistungen sind 
kontrollierbar, Schlagworte sind es nicht. 

Ablösung? 
Unsere Gegner sprechen viel 
von Ablösung, aber heisst denn 
ihre Ablösung wirklich eine 
Ablösung mit besseren Ideen, 
einem moderneren Programm 
und mit besseren Männern 
an der Spitze der Regierung? 
Nur wenn sie dies bewiesen 
hätten, hätten sie einen echten 
Anspruch, die Mehrheit in 
unserem Lande zu erlangen. 
Eine Ablösung um der 
Ablösung willen jedoch ist 
kein Argument, sondern ein 
Experiment und Experimente 
wird sich unser Land in 
entscheidenden Jahren nicht 
erlauben können. 

Dr. Peter Marxer an der Delegiertenver­
sammlung der Fortschrittlichen Bürger­
partei vom 9. Januar 1970 in der Aula 
der Volksschule Vaduz. 

Was in der Vergangenheit Geltung hatte, 
trifft auch für die Zukunft zu: letztlich sind es 
nur die Taten, sind es nur die Leistungen, die 
unser Leben entscheidend beeinflussen. 

Mitunter scheint es, als mache man es sich 
etwas zu leicht, wenn man einige Wochen vor 
den Wahlen den Genossen Trend beschwört 
und die Demokratie, um sich dem Stimmbürger 
zu empfehlen. Man macht es sich etwas leicht 
und nimmt den Bürger etwas zu wenig ernst, 
so scheint es, wenn man ihm nichts als einen 
neuen Stil als Alternative bieten kann. Einen 
neuen Stil, den man ausserdem nicht einmal 
zu definieren in der Lage ist! 

FBP: Moderne Partei - Zeitgemässes Programm - Fähige Männer: 

Bildung: Jedem die gleiche Chance 
Eine grundlegende Reform des liechtenstei­

nischen Bildungswesens wurde schon vor etwas 
mehr als zwei Jahren eingeleitet. Eine grosse 
Bildungskommissdon mit Vertretern aller Fach­
kreise erarbeitete ein Bildungskonzept, das als 
Basis für den neuen Entwurf des Schulgesetzes 
diente, auf das der Landesschulrat in den ersten 
Januartagen eingetreten ist. 
• Das neue Bildungskonzept, das im Schul­
gesetz seinen Niederschlag findet, geht von 
der Forderung nach Chancengleichheit für alle 
Liechtensteiner aus. Ein differenziertes Ausbil­
dungssystem ermöglicht jedem liechtensteini­
schen Schüler einen seiner Begabung und Lei­
stung entsprechenden Bildungsweg einzuschla­
gen. Die rasche Verwirklichung dieses bereits 
vorliegenden Grundkonzeptes steht daher auch 
zwangsläufig an erster Stelle des Arbeitspro­
grammes der Fortschrittlichen Bürgerpartei. 

Nach Verabschiedung des neuen Gesetzes 
wird es in Liechtenstein eine Grundschule 
(Volksschule) geben, die fünf Klassen umfasst. 
Nach Beendigung der fünften Grundschulklasse 
kann ein Schüler je nach Fähigkeit oder Bil­
dungsziel zwischen drei Möglichkeiten wählen: 
der Oberschule (Förderung der praktischen An­
lagen, Berufsvorbereitung), der Realschule oder 
Sekundärschule (Vorbereitung zur Berufslehre 
oder zum Weiterstudium) und dem Gymnasium 
als Vorbereitung für das Hochschulstudium. 
Oberschule und Sekundärschule dauern je vier 
Jahre, das Gymnasium acht Jahre. 

Die Lehrpläne von Oberschule, Sekundär­
schule und Gymnasium sind so ausgelegt, dass 
während der ersten Jahre der Uebertritt von 
der Oberschule in die Realschule oder von der 
Realschule ins Gymnasium ermöglicht wird, so 
dass sich ein Schüler nach dem Uebertritt aus 

der fünften Klasse noch einmal entscheiden 
kann, welcher Bildungsweg ihm letztlich am 
geeignetsten erscheint. 

Im Bereich der Grundschule werden soge­
nannte Hilfsschulen und Spezialklassen gebil­
det, die vor allem Schüler mit begrenzten Bil­
dungsmöglichkeiten nachziehen werden. Son­
derschulen werden schliesslich auch den kör­
perlich und geistig behinderten Kindern grösst-
mögliche Bildungschancen vermitteln. 

Die hier aufgezeigten Bildungswege werden 
heute Buben und Mädchen gleichermassen of­
fenstehen. Das Schulgeld und ein erheblicher 
Teil der Schulmittel wird schon heute vom 
Staat getragen. Seit Beginn dieses Jahres gibt 
es Schulbusse, deren Fahrpläne nach den Er­
fahrungen der ersten Monate noch einmal über­
prüft werden. 
• Ein besonderes Augenmerk wird künftig 
aber auch der beruflichen Fortbildung ge­
schenkt werden. Auf der Basis eines zu schaf­
fenden, Berufsbildungsgesetzes wird sich hier 
eine enge Zusammenarbeit mit der liechtenstei­
nischen Wirtschaft als ausserstaatlichem Träger 
dieses speziellen Bildungssektors aufdrängen. 

Das gleiche Postulat erhebt sich auch auf 
dem Gebiet der Erwachsenenbildung. Auch hier 
wird der Staat die notwendige Starthilfe für 
eine solide, private Trägerschaft geben müssen. 

Obwohl unser Stipendienwesen in der abge­
laufenen Legislaturperiode grosszügig verbes­
sert wurde, ergaben sich aus der praktischen 
Erfahrung neue und berechtigte Postulate, die 
zu berücksichtigen uns zur Aufgabe gemacht 
ist. 
• Die zinslosen Darlehen an Studierende sind 
heute auf 2000 Franken pro Jahr beschränkt. 
Eine Hinaufsetzung dieser Obergrenze drängt 

sich beim vorliegen besonderer Gründe auf. 
Denken wir hier an verheiratete Studenten oder 
an Studierende, die vom Elternhaus (aus diesen 
oder jenen Gründen) keine Unterstützungen er­
halten oder aufgrund der Einkommensverhält­
nisse ihrer Eltern auch keinen Anspruch auf 
Stipendien haben. 

Hier kann und soll der Staat eingreifen, wenn 
er nicht riskieren will, dass ihm durch eine zu 
kleinliche Politik wertvolle Talente verloren 
gehen. Zinslose Darlehen an Studierende, die 
früher oder später ja zurückbezahlt werden, 
sind eine wertvolle und gute Kapitalanlage für 
unser kleines Land, das zur Lösung seiner zu­
künftigen Aufgaben mehr hochqualifizierte 
Leute benötigt als je zuvor. 
• Darüber hinaus soll aber auch die finan­
zielle Situation jener Eltern verbessert werden, 
deren Kinder in Ausbildung stehen. Hier wird 
vorgeschlagen, dass die Ausrichtung der Kin­
derzulage bis zum 25. Lebensjahr ausgedehnt 
wird, sofern sich die Kinder noch in Ausbil­
dung befinden. Die Kinderzulage, die nach der 
heutigen Regelung bis zum 18. Lebensjahr des 
Kindes ausbezahlt wird, soll als feste Ausbil­
dungszulage weitergeführt werden. Diese Aus­
bildungszulage könnte (wie die Kinderzulage) 
von der Familienausgleichskasse (FAK) über­
nommen werden, wodurch dem Staat keine di­
rekten, zusätzlichen Belastungen erwachsen. 

Jedem die gleiche Bildungschance, ohne An? 
sehen seiner Herkunft odier seiner finanziellen 
Möglichkeiten. Das ist eines der höchsten Ziele, 
die sich die Fortschrittliche Bürgerpartei mit 
ihrem Arbeitsprogramm vom 9. Januar gegeben 
hat. Diese Ziele zu verwirklichen soll uns Auf­
trag und Verpflichtung sein! 
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